
 

Ihr Verband will im Win­
tersemester verstärkt für 
eine konsequente Anti­

kriegsposition an den Hoch­
schulen streiten. Inwiefern 
sind Studenten überhaupt 
betroffen?

Zunächst einmal betreffen Krieg, 
Frieden und die Politik der Bun-
desregierung alle Menschen in 
dieser Gesellschaft. 
Außerdem sind Stu-
dierende durch den 
Einfluss von Bundes-
wehr und Rüstungs-
industrie an der Uni 
in ihrem Lehralltag 
immer mit diesem 
Thema konfrontiert. 
Wir fordern klar das 
Verbot jeglicher Rü-
stungsforschung an 
der Uni und die Ein-
führung einer Zivil-
klausel.

Und wie wollen 
Sie erreichen, dass 
die Zivilklausel an 
allen Hochschulen 
eingeführt wird?

Es gibt viele SDS-
Gruppen, die in den 
Hochschulgremien auf eine Zivil-
klausel hinarbeiten und großarti-
ge Arbeit leisten. Das wollen wir 
fortführen. Gleichzeitig benötigen 
wir Kräfte von außerhalb. Dass 
der Druck auf Hochschulen und 
Politik groß genug wird, Krieg und 
Militarismus gesellschaftlich ge-
ächtet werden, ist gewissermaßen 
die Voraussetzung. Deshalb ist es 
wichtig, dass wir das nicht nur als 
hochschulpolitische, sondern als 
gesamtgesellschaftliche Arbeit be-
greifen und Rüstungsforschung in 
den Zusammenhang mit der Mili-
tarisierung der deutschen Außen-
politik und militärischen Eskalati-
on durch die NATO stellen.

Ist die Verzahnung des 
Forschungsbetriebs mit 
Rüstungsunternehmen und 
Militär überhaupt noch zu 
stoppen?

Vielen Studierenden ist das Aus-
maß nicht bewusst, deswegen pro-
fitieren wir davon, dass die Links-
fraktion durch ihre parlamentari-
sche Arbeit zur Aufdeckung des 
Komplexes beiträgt und in der 
Vergangenheit wichtige Informa-
tionen zur Verfügung gestellt hat, 
z. B. durch eine kürzliche erfolgte 
Anfrage von Nicole Gohlke an die 
Bundesregierung. Dabei kam her-
aus, dass an deutschen Unis Rü-
stungsforschung für das Pentagon 
in Millionenhöhe läuft. Das sorgte 
für Empörung weit über unsere 
Reihen hinaus.

Die Bundeswehr wird bei 
nicht wenigen jungen Men­

schen als attraktiver Arbeitge­
ber wahrgenommen. Welche 
Argumente wollen Sie dem 
entgegensetzen?

Auf theoretischer Ebene haben wir 
die Aufgabe, den Staatscharakter 
und das Interesse von Rüstungs-
industrie und Finanzkapital am 
Krieg herauszustellen. Wir dürfen 
keine falsche Angst vor dem Im-

perialismus-Begriff 
haben. Auf der Akti-
onsebene, die minde-
stens genauso wichtig 
ist: Präsenz zeigen bei 
allen gesellschaftli-
chen Events, wo die 
Bundeswehr Image-
pflege betreibt, und 
Gegenöffentlichkeit 
schaffen. Das be-
ginnt bei Jobmessen 
und im Hörsaal oder 
Klassenzimmer. Auch 
die Verbrechen der 
Bundeswehr in Af-
ghanistan und anders-
wo müssen wir her-
vorheben und jedem 
jungen Menschen, der 
mit dem Gedanken 
eines Bundeswehrein-

tritts spielt, die bittere Wahrheit 
sagen. Ich glaube, wir sollten die 
gesellschaftliche Stimmung, die 
prinzipiell gegen Krieg gerichtet 
ist, nicht unterschätzen, sondern 
auf sie aufbauen und die Lügen 
der herrschenden Politik entlar-
ven. Der generelle Zweck der Bun-
deswehr ist Kriegsführung, der 
Zweck der Kriegsführung sind die 
Interessen der Herrschenden. Da-
von profitiert ein kleines Kartell, 
sonst niemand  – nicht die Men-
schen in den Kriegsgebieten, nicht 
die Menschen hier und auch nicht 
die Soldaten, die durch gezielte 
Falschinformation zum Kriegs-
dienst gelockt werden.

Fernab dessen befürworten 
viele Menschen Äußerungen 
wie etwa von Bundespräsident 
Gauck, der mehrfach gefor­
dert hat, dass Deutschland au­
ßenpolitisch mehr Verantwor­
tung übernehmen müsse …

Wir müssen klarmachen, was mit 
Verantwortung gemeint ist, und 
da ist Gauck eindeutig: Militär-
einsätze. Eine simple Frage reicht 
zur Entlarvung dieser Heuchelei 
eigentlich schon aus: Warum in-
terveniert ihr immer nur dort, wo 
es etwas zu holen gibt, und nicht 
dort, wo Menschen aufgrund bit-
terer Armut verrecken? Gauck ist 
im übrigen das Gesicht unserer 
Kampagne, verziert mit einer Pic-
kelhaube und dem Schriftzug »Not 
my President«.

� Interview: Markus Bernhardt
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Regierungsparteien  
in Tschechien bestätigt
Prag. Das Regierungsbündnis aus Sozi-
aldemokraten, Christdemokraten und 
der Partei ANO des Milliardärs Andrej 
Babis hat in Tschechien die Teilwahlen 
zum Senat gewonnen. Die drei Par-
teien der Koalition sicherten sich laut 
dem am Samstag bekanntgegebenen 
amtlichen Ergebnis 19 der 27 Sitze. 
Insgesamt stellt die Koalition nun 46 
von 81 Senatoren. Die für Verfassungs-
änderungen notwendige Mehrheit von 
drei Fünfteln erreichte das Bündnis 
allerdings nicht. Die Wahlbeteiligung 
lag bei knapp 16,7 Prozent, dies war 
der niedrigste Wert seit der Unabhän-
gigkeit 1993. � (AFP/jW)

Bandenboss in  
Mexiko verhaftet
Acapulco. Drei Wochen nach dem Ver-
schwinden von 43 Lehramtsstuden-
ten in Mexiko ist der Anführer der 
Bande »Guerreros Unidos« festge-
nommen worden, die der Ermordung 

der Studenten verdächtigt wird. Die 
Festnahme von Sidronio Casarrubias 
Salgado werde die Ermittlungen vor-
anbringen, erklärte Generalstaatsan-
walt Jesús Murillo Karam am Freitag 
(Ortszeit). Casarrubias sei am Don-
nerstag bei einer Kontrolle auf einer 
Autobahn zwischen Mexiko-Stadt 
und Toluca zusammen mit einem sei-
ner engsten Vertrauten gefasst wor-
den, sagte der Chefermittler Tomás 
Zerón. Zuvor waren Tausende De-
monstranten auf die Straße gegangen, 
um Klarheit über das Schicksal der 
Studenten zu fordern. 
� (AFP/jW)

Schäuble will Etat für  
Bundeswehr aufstocken
Berlin. Der Etat des Verteidigungsmi-
nisteriums soll nach Ansicht von Bun-
desfinanzminister Wolfgang Schäub-
le mittelfristig steigen. »Kurzfristig 
wird sich im Verteidigungshaushalt 
wenig ändern«, sagte der CDU-Po-
litiker der Welt am Sonntag. »Mit-
telfristig kann es aber sein, dass wir 

das Verteidigungsbudget aufgrund 
der geopolitischen Risiken werden 
erhöhen müssen.« Es sei entschei-
dend, dass Deutschland in der EU 
und in der NATO ein »verlässlicher 
Partner« sei, »um für eine Friedens- 
und Freiheitsordnung auf der Welt 
einzustehen«. 
� (Reuters/jW)

Umweltminister: Mehr Geld 
für Hochwasserschutz
Heidelberg. Die Länder verlangen vom 
Bund mehr Geld für den Hochwasser-
schutz. Diese Forderung wollen sie bei 
der bevorstehenden Umweltminister-
konferenz in Heidelberg stellen. Die 
von Bundesumweltministerin Barbara 
Hendricks (SPD) in Aussicht gestell-
ten zusätzlichen ein bis 1,2 Milliarden 
Euro reichten nicht aus, sagte Baden-
Württembergs Ressortchef Franz Un-
tersteller (Grüne). »Damit bekommen 
wir die nötigen Maßnahmen in den 
kommenden Jahren nicht mal ansatz-
weise umgesetzt.« 
� (dpa/jW)

NACHRICHTEN

In mehreren deutschen Städten haben am Wochenende erneut Tausende Kurden gegen 
das brutale Vorgehen der Terrormiliz Islamischer Staat (IS) in Syrien und im Irak demonstriert. Außerdem forderten sie eine Aufhebung 
des Verbots der kurdischen Arbeiterpartei PKK in der BRD. Allein in Bielefeld gingen rund 1 700 Menschen auf die Straße, in Berlin etwa 
1 000. In Hessen demonstrierten laut Polizei insgesamt 1 500 Menschen. Aber auch in vielen anderen Städten in Bayern, Baden-Würt­
temberg und Schleswig-Holstein gab es Kundgebungen. Die Proteste blieben nach Polizeiangaben überwiegend friedlich. � (dpa/jW)

Kuba: Mit USA gegen Ebola
Fidel Castro bietet Nordamerikanern Kooperation an

Mehrere Staats- und Re-
gierungschefs der neun 
Mitgliedsländer des re-

gionalen Staatenbundes »Bolivari-
sche Allianz für die Völker unseres 
Amerikas – Handelsvertrag der Völ-
ker« (ALBA-TCP) wollen am heuti-
gen Montag in Havanna auf einem 
Gipfeltreffen über Maßnahmen im 
Kampf gegen Ebola beraten. Der 
kubanische Revolutionsführer Fidel 
Castro hatte in einem am Sonnabend 
in der Tageszeitung Granma veröf-
fentlichten Artikel die Völker in aller 
Welt zur Zusammenarbeit aufgeru-
fen. Die bot er ausdrücklich auch 
den USA »im Interesse des Weltfrie-
dens« an. Kuba hat 165 Ärzte und 
Pfleger nach Sierra Leone geschickt. 
Rund 300 weitere Mediziner sollen 
bald nach Liberia und Guinea rei-
sen. Das vorbildliche Engagement 

Kubas im Kampf gegen Ebola hatte 
am Freitag US-Außenminister John 
Kerry vor dem diplomatischen Korps 
in Washington hervorgehoben. Der 
ausdrückliche öffentliche Dank der 
USA an Kuba war von internationa-
len Medien als »ungewöhnliche Ge-
ste« kommentiert worden.

Der Weltgesundheitsbehörde 
WHO zufolge sind bis 14. Oktober 
mehr als 4 500 Menschen an Ebola 
gestorben, die meisten von ihnen in 
Guinea (862), Liberia (2 484) und Si-
erra Leone (1 200). Laut WHO stellt 
nun Kanada einen Impfstoff zur Ver-
fügung, der verheißungsvolle Ergeb-
nisse in Tierversuchen erzielt habe. 
Der britische Pharmakonzern Gla-
xoSmithKline teilte mit, seine For-
schungen kämen schneller voran als 
erwartet. Erste Ergebnisse würden 
noch 2014 erwartet. Am Freitag hatte 

die WHO Senegal für frei von dem 
Virus erklärt und das Land als ein 
»gutes Beispiel dafür, was bei einem 
importierten Ebola-Fall zu tun ist«, 
gewürdigt. Am 29. August war ein in-
fizierter junger Mann auf dem Land-
weg in die senegalesische Hauptstadt 
Dakar gekommen. Die Regierung 
des westafrikanischen Staates hatte 
seine Kontakte penibel überprüft und 
ein strenges Regime zum Auffinden 
von Erkrankungsfällen eingerichtet. 
In den USA appellierte Präsident 
Barack Obama am Freitag an seine 
Landsleute, nicht in Hysterie zu ver-
fallen. Nach zwei Ebola-Infektionen 
im Land breitet sich Panik aus. Die 
EU-Außenminister beraten heute in 
Luxemburg über weitere Maßnah-
men im Kampf gegen die Seuche.

� Volker Hermsdorf, Havanna
n Siehe Seite 6
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»Wir fordern die 
Einführung der 
Zivilklausel«
Linker Studierendenverband startet 
im Wintersemester antimilitaristische 
Kampagne an Hochschulen.  
Ein Gespräch mit Daniel Morteza

Daniel Morteza studiert an 
der Albert-Ludwigs-Uni­

versität Freiburg. Er ist 
Mitglied der Linkspartei 

und des Studierendenver­
bandes Die Linke.SDS.
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Solidarität mit Kobani.

Gegen die Schere
Zehntausende Menschen haben 

am Sonnabend in London für 
höhere Gehälter demonstriert. 

Unter der Losung »Britannien braucht 
eine Lohnerhöhung« protestierten nach 
Angaben des Gewerkschaftsbundes 
TUC rund 90 000 Menschen gegen 
die immer weiter auseinanderklaffende 
Schere zwischen den Einkommen der 
obersten Manager und denen von Nor-
malverdienern. »Seit 2010 haben die 
Beschäftigten nur Reallohnverluste hin-
nehmen müssen«, rief TUC-Präsident 
Leslie Manasseh von der Hauptbühne 
im Hyde Park aus: »Wir sind wütend!« 
Trotzdem freute sich die Londoner Po-
lizei über einen »sehr friedlichen und 
gut organisierten« Protestmarsch.

An der Demonstration beteiligten 
sich Krankenschwestern, Feuerwehrleu-
te, Busfahrer, Lehrer und andere Staats-
bedienstete. Auch ganze Familien zo-
gen gemeinsam mit Tausenden anderen 
vom Ufer der Themse aus durch Lon-
don, vorbei am Trafalgar Square und 
dem Piccadilly Circus. Linke Gruppen 
bildeten eigene Blöcke oder marschier-
ten in den Zügen der Gewerkschaften. 
Der Aktionstag in London, der von 
Demonstrationen in Glasgow und Bel-
fast begleitet wurde, war der vorläufige 
Höhepunkt einer mehrwöchigen Streik-
welle, mit der in zahlreichen Branchen 
gegen die unzureichenden Tarifange-
bote der Regierung protestiert wurde. 
Das Kabinett von Premierminister Da-
vid Cameron will den Angestellten nur 
eine Einkommenssteigerung von einem 
Prozent gewähren und damit weniger 
als den Ausgleich der derzeitigen Infla-
tionsrate. Auf etwa zehn Prozent sum-
mieren sich die Reallohnverluste der 
Briten nach einer Berechnung der New 
Economics Foundation inzwischen ge-
genüber dem Jahr 2006.

»Was, wenn die Krankenschwe-
stern einfach mal nein sagen«, frag-
ten Pflegekräfte bei der Demonstra-
tion mit Slogans auf ihren T-Shirts, 
während Feuerwehrleute auf einem 
großen Luftballon feststellten: »Wir 
retten Menschen, keine Banken!« Die 
Beschäftigten hätten die Wirtschafts-
krise nicht verursacht, man dürfe sie 
diese nun nicht bezahlen lassen. Auch 
Polizisten, die möglicherweise in den 
kommenden Tagen in einen Ausstand 
treten, nahmen in Zivil an der Demon-
stration teil.

»Seit den Zeiten von Königin Vic-
toria (1819–1901) waren die Einkom-
men nicht so ungleich verteilt«, kriti-

sierte TUC-Generalsekretärin Fran-
ces O'Grady. Praktisch seit 2008 hät-
ten die Beschäftigten keine wirkliche 
Gehaltserhöhung mehr erhalten, das 
sei das längste »Einfrieren« der Löh-
ne in der Geschichte Großbritanniens. 
Inzwischen verdienten Topmanager 
175mal soviel wie durchschnittliche 
Arbeiter. Fünf Millionen Beschäftigte 
müssten mit einem Verdienst auskom-
men, der unterhalb der Lebenshal-
tungskosten liege. »Wenn die Politi-
ker sich fragen, warum sich so viele 
Menschen aus dem demokratischen 
Prozess ausgeschlossen fühlen, soll-
ten sie mit der Frage anfangen, ob alle 
Brot und Butter haben«, so O’Grady.

Len McCluskey, Chef der größten 
Einzelgewerkschaft Unite, forderte 
die sozialdemokratische Labour Party 
auf, nicht länger »Angst vor dem eige-
nen Schatten« zu haben. Um bei den 
Parlamentswahlen im kommenden 
Jahr die konservativen Tories abzulö-
sen, brauche es »eine klare sozialisti-
sche Alternative«. »Schmeißt die To-
ries raus« war auf zahlreichen Schil-
dern zu lesen. Viele Demonstranten 
warnten auch vor dem wachsenden 
Einfluss der rechtspopulistischen 
»UK Independence Party« (UKIP), 
die bei der Europawahl Tories und 
Labour überflügelt hatte und stärkste 
Kraft werden konnte.

GDL macht Pause

WWW.JUNGEWELT.DE

»Fahrlässige«  
Waffenkontrolle

Berlin. Die Bundesregierung will 
ihre Kontrollmechanismen bei Waf-
fenexporten überprüfen. Dabei gehe 
es vor allem um den sogenannten 
Endverbleib von Rüstungsgütern, 
die über die BRD weiterverkauft 
würden, berichtet der Spiegel und 
zitiert aus einer Antwort der Bun-
desregierung auf eine Anfrage der 
Linken im Bundestag. Hintergrund 
ist der Verkauf von 16 000 halb-
automatischen Waffen des Typs 
SKS Simonow aus der Ukraine 
an deutsche Händler. In den USA 
bestehe der Verdacht, die Waffen 
könnten schließlich bei syrischen 
Aufständischen gelandet sein. Die 
Bundesregierung wolle nun die 
»Endverbleibskontrolle« auf »Ver-
besserungsmöglichkeiten« prüfen. 
Die Linke-Abgeordnete Sevim Dag-
delen (Foto) warf der Regierung 
vor, dabei bisher »bestenfalls blau-
äugig, schlimmstenfalls gefährlich 
fahrlässig« zu handeln. � (dpa/jW)

Kampfstark gegen schleichende Lohnkürzungen: Gewerkschafter am Samstag in London 
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Endlich entlarven
Wiener Studierende machen mit einer 

Modellstadt die Kosten der Ban-
kenrettung sichtbar

Endlich aufhören
Obamas Drohnenwoche: Acht US-

Angriffe gegen Pakistan in sieben 
Tagen. Von Knut Mellenthin

Endlich aufstehen
Mehr als 10 000 Metallarbeiter prote-

stieren in Turin gegen »Flexibili-
sierung« des Arbeitsmarkts

Endlich verbieten
Linker Studierendenverband SDS 

startet Kampagne gegen 
Rüstungsforschung an Unis2 3 7 9
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Multipolar
In Russland herrscht staatsmono­

polistischer Kapitalismus. Aber dem 

Hegemonieanspruch der USA und ihrer 

Satelliten entgegen setzt das Land auf 

eine Weltordnung ohne Krieg. 

Von Willi Gerns 

Großbritanniens Angestellte wehren sich gegen Reallohnsenkungen. 90 000 protestieren 
in London. Gewerkschaftschef fordert »sozialistische Alternative«. Von André Scheer, London

Lokführerstreik unterbrochen. Bei Urabstimmungen sollen andere Regeln gelten als bei Wahlen 

Nach dem Streikwochenen-
de bei der Deutschen Bahn, 
an dem rund 70 Prozent der 

Fernzüge ausgefallen sind, soll dem 
Chef der Lokführergewerkschaft 
GDL, Claus Weselsky, zufolge eine 
siebentägige Streikpause ab dem heu-
tigen Montag gelten. »Ich denke, dass 
wir über die nächste Woche reden 
und dass wir dort eine Pause einlegen 
von mindestens sieben Tagen«, sagte 
der GDL-Chef am Samstag abend im 
ZDF-»heute journal«.

Am Sonntag sorgte ein Zeitungs-
bericht für Aufregung. Demzufolge 

könnte es Unregelmäßigkeiten bei der 
Urabstimmung zum Streik gegeben 
haben. Die Gewerkschaft bestreitet 
das. »Nach der Arbeitskampfordnung 
und der Satzung der GDL ist die Ur-
abstimmung rechtens und absolut 
wasserdicht«, teilte ein Sprecher in 
Frankfurt mit. Demnach hatten sich 
91 Prozent der abstimmenden Mit-
glieder für einen Arbeitskampf ausge-
sprochen. Die Bild am Sonntag hatte 
berichtet, es bestünden Zweifel, ob 
wirklich die erforderliche Mehrheit 
zustande kam. Anstatt der nötigen 75 
Prozent Zustimmung hätten mutmaß-

lich nur knapp 74 Prozent für den 
Streik votiert. Dies hätten Berechnun-
gen des Arbeitsrechtlers Manfred Lö-
wisch ergeben. Eine Bahn-Sprecherin 
forderte auf Anfrage der Nachrichten-
agentur dpa Klarheit: »Schon im ur-
eigenen Interesse und dem ihrer Mit-
glieder muss die GDL das möglichst 
schnell und lückenlos aufklären.« Lö-
wisch hatte erklärt, die »auch für die 
GDL maßgebende Arbeitskampford-
nung« verpflichte die Gewerkschaft 
dazu, die Zahl der Stimmberechtigten 
zugrundezulegen. Nicht die der tat-
sächlich Abstimmenden, wie es bei 

Parlamentswahlen üblich ist.
Ein neues Tarifangebot der Bahn 

hatte die GDL am Freitag abgelehnt. 
Danach sollten die Lokführer eine 
dreistufige Einkommenserhöhung um 
insgesamt 5 Prozent bei einer Ver-
tragslaufzeit von 30 Monaten bekom-
men. Bedingung der GDL für Tarif-
gespräche mit der Bahn ist es, neben 
den Lokführern auch für das übrige 
Zugpersonal wie Zugbegleiter oder 
Bordgastronomen zu verhandeln. Für 
diese Berufsgruppen führt die größe-
re Eisenbahn- und Verkehrsgewerk-
schaft (EVG) die Gespräche. � (dpa/jW) 
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Schusswechsel zwischen 
Nord- und Südkorea
Seoul. An der Grenze zwischen 
Nord- und Südkorea hat es erneut 
bewaffnete Zwischenfälle gegeben. 
Wie das südkoreanische Verteidi-
gungsministerium mitteilte, lie-
ferten sich die Streitkräfte beider 
Seiten am Sonntag Schusswechsel 
in der demilitarisierten Zone ent-
lang der Grenze. Südkoreanische 
Grenztruppen hätten demnach 
zunächst beobachtet, wie sich 
nordkoreanische Soldaten der 
Demarkationslinie näherten, und 
mündliche Verwarnungen ausgeru-
fen sowie Warnschüsse abgegeben. 
Die Nordkoreaner hätten dann das 
Feuer eröffnet, das südkoreanische 
Militär habe dieses erwidert. Der 
Schusswechsel dauerte den Anga-
ben zufolge etwa zehn Minuten, 
Berichte über Opfer lagen nicht 
vor. Wie ein Vertreter des General-
stabs erklärte, hätten die südkorea-
nischen Truppen bereits in den vor-
angegangenen 24 Stunden zweimal 
Warnungen ausgesprochen oder 
Warnschüsse abgefeuert. � (AFP/jW)
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